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FORMBLATT  

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren  

und vergleichbaren Satzungsverfahren (§ 4 BauGB) 
 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 
 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 2 

Belang Immissionsschutz 

Vorhaben 
Bebauungsplan “Photovoltaik-Freiflächenanlage Sonnewalde“ 
der Stadt Sonnewalde 

Ansprechpartner*In: 
Referat: 
Telefon: 
E-Mail: 

Jutta Kimmig 
Referat T 25 
0355 4991 1361 
TOEB@lfu.brandenburg.de 

 

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐ 

 

1. Einwendungen 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 

a) Einwendung 

 

b) Rechtsgrundlage  

 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

 

2. Fachliche Stellungnahme 

☐ 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

 

☒ 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage 

Stellungnahme: 

Rechtsgrundlagen: 
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Gemäß § 50 Satz 1 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine 

bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche 

Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des Artikel 3 Nummer 13 der Richtlinie 

2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich oder 

überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, 

insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem 

Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und 

öffentlich genutzte Gebäude, soweit wie möglich vermieden werden.  

 
Die mit Entwurf vom November 2023 überarbeiteten und ergänzten Planunterlagen zur Schaffung 
von Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage im Norden 
des Gemeindegebietes Sonnewalde wurden erneut hinsichtlich der Übereinstimmung mit den 
Erfordernissen des vorbeugenden Immissionsschutzes geprüft. Danach bestehen ausgehend von 
der Standortlage der Planflächen, dem Nutzungsbestand im Nahbereich sowie der Art der geplanten 
Bauflächennutzung (Sondergebiet PVA) weiterhin keine Bedenken gegen das Ansiedlungsvorhaben. 
 
Es wird nochmals darauf aufmerksam gemacht, dass bei den Beschreibungen und Bewertungen der 
vorhabenbedingten Umweltauswirkungen für das Schutzgut Mensch auch die nördlich angrenzend 
bestehenden Wohnstandorte im Außenbereich (Große Feldstraße 9 und 9a) sowie die teilweise 
westlich angrenzenden Gewerbeflächen zu betrachten sind. Büro- und Verwaltungsräume gehören 
auch zu schutzwürdigen Nutzungen im Sinne der Licht-Leitlinie und sind hinsichtlich möglicher 
Blendwirkungen zu prüfen. 
 
Die Stellungnahme verliert mit wesentlicher Änderung der Beurteilungsgrundlagen ihre Gültigkeit. 

 
 
 
 
Dieses Dokument wurde am 12.03.2024 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 

 
 


